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VORSCHLÄGE 

Der Haushaltskontrollausschuss ersucht den federführenden Haushaltsausschuss, folgende 

Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass der Entwurf des Haushaltsplans der Union für 2019 

166 Milliarden EUR an Mitteln für Verpflichtungen aufweist – was einer Erhöhung um 

3 % gegenüber 2018 entspricht –, die in eine stärkere und weniger anfällige europäische 

Wirtschaft und in Solidarität und Sicherheit in der Union und darüber hinaus investiert 

werden sollen; 

B. in der Erwägung, dass mit diesem Entwurf des Haushaltsplans nicht nur bereits 

bestehende Bemühungen weitergeführt, sondern auch neue Initiativen unterstützt 

werden, nämlich das Europäische Solidaritätskorps, die Europäische Arbeitsbehörde, 

die Ausweitung des Programms zur Unterstützung von Strukturreformen, die 

Einrichtung des Europäischen Programms zur industriellen Entwicklung im 

Verteidigungsbereich, eine unionsweite Kapazitätsreserve für den Katastrophenschutz 

und die Errichtung der neuen Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA); 

Darstellung des Haushaltsplans der Union 

1. weist darauf hin, dass der Haushaltsplan der Union nach Einzelplänen aufgestellt ist, die 

den Tätigkeiten der Organe entsprechen (tätigkeitsbezogene Aufstellung des 

Haushaltsplans); vertritt die Auffassung, dass mit dieser Darstellung nicht gewährleistet 

wird, dass die angestrebten Ziele eindeutig und rasch erkannt werden; stellt fest, dass 

der mehrjährige Finanzrahmen (MFR) hingegen nach Rubriken dargestellt ist, die den 

Politikbereichen entsprechen; 

2. stellt fest, dass die dem Entwurf des Haushaltsplans beigefügten Programmabrisse der 

operativen Ausgaben die einzelnen Haushaltslinien mit den angestrebten politischen 

Zielen verknüpfen; 

3. fordert die Kommission auf, den Haushaltsplan der Union entsprechend den politischen 

Zielen des MFR aufzustellen; 

Programmabrisse der operativen Ausgaben in der Anlage zum Haushaltsplan 2019 

4. begrüßt die dem Haushaltsplan 2019 beigefügten Programmabrisse der operativen 

Ausgaben, die gemäß Artikel 38 der Haushaltsordnung für jedes Ausgabenprogramm 

Informationen zu folgenden Punkten umfassen: 

– Begründung und EU-Mehrwert für jedes Programm; 

– Überblick über die (laufende und künftige) Umsetzung; 

– bei den Programmen erzielte Fortschritte (Ziele, Indikatoren, Meilensteine und 

Vorgaben) und Beitrag zu den übergreifenden Strategien und Zielen der Union; 

5. nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass die Kommission zur Ermittlung der 

Wirksamkeit der Haushaltsführung zwei Gruppen von Zielen und Indikatoren 
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heranzieht: Zum einen evaluieren die Generaldirektoren der Kommission in ihren 

jährlichen Tätigkeitsberichten die Verwirklichung der in ihrem Managementplan 

aufgeführten Ziele, und zum anderen ermittelt die Kommission die Wirksamkeit der 

Ausgabenprogramme anhand der Programmabrisse der operativen Ausgaben, wobei 

kaum Querverweise gemacht werden; hierdurch wird die Vergleichbarkeit zwischen 

verschiedenen Ergebnisdokumenten erschwert; 

6. weist insbesondere darauf hin, dass die Generaldirektoren in ihren jährlichen 

Tätigkeitsberichten über die Verwirklichung allgemeiner und spezifischer Ziele 

berichten, aber die entsprechenden Ausgaben nicht aufführen; fordert die Kommission 

deshalb auf, den Grundsatz der ergebnisorientierten Haushaltsplanung bei der Planung 

und der Ausführung des Haushalts sowie bei der Berichterstattung uneingeschränkt 

anzuwenden, da dies eine Ex-post-Berichterstattung über die für die Verwirklichung der 

Ziele aufgewandten Finanzmittel ermöglicht; 

7. ruft in Erinnerung, dass der derzeitige Leistungsrahmen der Programme, auf die sich die 

Programmabrisse beziehen, aus 716 verschiedenen Indikatoren besteht, mit denen die 

Ergebnisse in Bezug auf 61 allgemeine und 228 spezifische Ziele ermittelt werden; 

8. begrüßt, dass die tatsächlichen Errungenschaften beim jetzigen Stand der Umsetzung 

für annähernd 90 % der Indikatoren bereits gemeldet (oder teilweise gemeldet) wurden; 

weist darauf hin, dass dies gegenüber früheren Jahren (60 % der Programmabrisse im 

Jahr 2017 und 80 % der Programmabrisse im Jahr 2018) eine konstante Steigerung 

darstellt; stellt fest, dass die Programmabrisse Daten zu den tatsächlichen Ergebnissen 

für 2014 bis 2016 oder 2017 umfassen; 

9. fordert die Kommission auf, 

(a) die Leistungsberichterstattung zu straffen, indem sie 

– die Zahl der für ihre verschiedenen Leistungsberichte verwendeten Ziele 

und Indikatoren weiter verringert und sich auf diejenigen konzentriert, mit 

denen sich die sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Ergebnisse des 

Haushalts der Union am besten messen lassen, wobei eine Einheitslösung 

jedoch vermieden werden sollte; 

– Finanzinformationen so darstellt, dass sie mit Leistungsinformationen 

vergleichbar sind und der Bezug zwischen Ausgaben und Leistung somit 

klar ist; 

– erläutert, wie die zwei Gruppen von Zielen und Indikatoren für Programme 

zum einen und Generaldirektionen zum anderen insgesamt 

zusammenhängen, und hier Verbesserungen vornimmt; 

(b) die Leistungsberichterstattung ausgewogener zu gestalten, indem sie klar angibt, 

welche großen Herausforderungen noch angegangen werden müssen; 

10. begrüßt, dass die Programmabrisse für 2019 auf die Verwirklichung übergreifender 

politischer Ziele wie etwa die Bekämpfung des Klimawandels, die biologische Vielfalt 

und Gleichstellungsfragen eingehen; würdigt, dass die Kommission außerdem die 
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maßgeblichen Ausgabenprogramme, die zur Verwirklichung der zehn Prioritäten der 

Juncker-Kommission beitragen sollen, vorstellt und die aktuellen und einschlägigen 

Initiativen hervorhebt, die einen Beitrag zu den Zielen für nachhaltige Entwicklung 

leisten, auch wenn dieser Beitrag häufig indirekt und nicht quantifizierbar ist; 

11. fordert den Haushaltsausschuss des Europäischen Parlaments auf, in Abstimmung mit 

den Fachausschüssen des Parlaments eine wirklich ergebnisorientierte Kultur zu 

fördern, die auf eine Optimierung der Verwendung der Finanzmittel abzielt, und die 

Umwidmung von Mitteln von Programmen, die unzureichende Ergebnisse erzielen, in 

Erwägung zu ziehen; 

Strategie Europa 2020 

12. betont, dass die Strategie Europa 2020 vorrangige Ziele und Vorgaben für den aktuellen 

Programmplanungszeitraum enthält und der Haushaltsplan der Union daher ein 

wesentliches Instrument für die Verwirklichung der beabsichtigten Ziele und Ergebnisse 

der Strategie ist; äußert jedoch seine Besorgnis darüber, dass diese Ziele und Ergebnisse 

wichtigen wirtschaftlichen und sozialen Indikatoren zufolge in der Union noch nicht 

verwirklicht wurden und es in der Union und in ihren Mitgliedstaaten nach wie vor 

Ungleichheit und Unterschiede gibt, weswegen das gesamte europäische Projekt in 

Gefahr ist; 

13. stellt fest, dass der Beitrag des Gesamthaushaltsplans 2019 zur Strategie Europa 2020 

der Kommission zufolge auf 66,2 % (106 958,3 Mio. EUR) geschätzt wird und somit 

auf dem Niveau der Vorjahre verbleibt; betont, dass die Kommission angesichts der 

Ressourcenknappheit alle denkbaren Anstrengungen unternehmen sollte, um die 

verfügbaren Mittel gezielter einzusetzen und für eine wirksamere Nutzung der 

bereitgestellten Mittel zu sorgen, damit die Umsetzung jener zentralen Ziele der 

Strategie Europa 2020 (Bekämpfung der Armut und Förderung der sozialen Inklusion), 

bei denen fehlender Fortschritt am besorgniserregendsten ist, deutlich verbessert wird; 

Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

14. hebt die gegenwärtige Aufteilung der GAP-Ausgaben hervor, da 44,7 % aller 

landwirtschaftlichen Betriebe der Union über ein Jahreseinkommen von weniger als 

4 000 EUR verfügten und im Jahr 2016 im Durchschnitt auf 10 % der größten 

Empfänger von GAP-Direktzahlungen rund 60 % der Zahlungen entfielen; weist darauf 

hin, dass die Verteilung der Direktzahlungen im Großen und Ganzen die Konzentration 

des Landbesitzes widerspiegelt, da 80 % des Bodens 20 % der Landwirte gehören, 

wobei es zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten Unterschiede gibt; 

15. fordert die Kommission auf, die Ursachen für den Gesamtrückgang des Einkommens 

von Landwirten seit 2013 insbesondere im Hinblick auf das Kosten-Gewinn-Verhältnis 

der verschiedenen Elemente entlang der Lebensmittelversorgungskette (Erzeuger, 

Verarbeiter, Transport, Einzelhandel usw. – dadurch sollte klar werden, wohin der 

Großteil der Gewinne fließt) sorgfältig zu analysieren, eine Bedarfsermittlung 

vorzunehmen und ein neues zentrales Leistungsziel samt Ergebnis- und 

Wirkungsindikatoren festzulegen, damit die Einkommensunterschiede zwischen den 

Landwirten ausgeglichen werden; 
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Förderung der Kohäsionspolitik 

16. ist besorgt darüber, dass die Mitgliedstaaten mehr als drei Jahre nach Beginn des 

Zeitraums 2014–2020 erst 77 % der für die Fonds der Kohäsionspolitik zuständigen 

Programmbehörden benannt haben, dass die bei der Kommission eingegangenen 

endgültigen Abrechnungen über die Ausgaben zum 1. März 2017 lediglich 0,7 % der 

Haushaltsmittel, die für den gesamten Programmplanungszeitraum zugewiesen wurden, 

abdeckten und dass die Verzögerungen beim Haushaltsvollzug Mitte 2017 größer waren 

als zum gleichen Zeitpunkt im Zeitraum 2007–2013; weist darauf hin, dass die noch 

abzuwickelnden Mittelbindungen am Ende des laufenden Finanzierungszeitraums 

folglich sogar noch höher ausfallen könnten als im vorangegangenen 

Finanzierungszeitraum; 

17. fordert die Kommission auf, die Umsetzung der Programme der Kohäsionspolitik zu 

beschleunigen, die damit zusammenhängenden Zahlungen zügiger abzuwickeln und die 

ihr zur Verfügung stehenden Ressourcen einzusetzen, um die Mitgliedstaaten beim 

Ausbau ihrer Verwaltungskapazitäten zu unterstützen, damit der Umsetzungszeitraum 

im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen verkürzt wird, und zwar so, dass er im Jahr 

n+2 endet; 

Europäisches Semester 

18. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Kohäsion, wirtschaftspolitische 

Steuerung und das Europäische Semester besser aufeinander abzustimmen, um eine 

größere Ausgewogenheit des Semesters zu erzielen und sicherzustellen, dass Strategien 

zur Förderung von mehr sozialer Gerechtigkeit und Kohäsion vorrangig behandelt 

werden; 

Migration 

19. nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission davon ausgeht, dass 2019 in der Rubrik 3 

„Sicherheit und Unionsbürgerschaft“ insgesamt 2,3 Milliarden EUR für die 

Bewältigung der Herausforderungen im Zusammenhang mit Migration und Sicherheit 

benötigt werden, bedauert jedoch, dass der Rechnungshof in seinem jüngsten 

Jahresbericht festgestellt hat, dass „das Gesamtvolumen der zur Bewältigung der 

Flüchtlings- und Migrationskrise bereitgestellten Mittel […] von der Kommission […] 

nicht angegeben [wurde] und […] schwer einzuschätzen [ist]“ (Jahresbericht 2016 des 

Rechnungshofs, Ziffer 2.28); befürchtet, dass dies für den Entwurf des Haushaltsplans 

für 2019 immer noch der Fall ist, wodurch die Ermittlung eines potenziellen neuen 

Bedarfs erschwert werden könnte; begrüßt, dass die Kommission derzeit einen 

umfassenden Überblick über Daten zur Migration fertigstellt; 

20. ruft in Erinnerung, dass die Kommission die Abschätzung des Betrags, der pro Land für 

jeden Migranten/Asylsuchenden aufgewendet werden muss, für schwierig oder gar für 

unmöglich hält, da die Steuerung der Migrationsströme viele verschiedene Tätigkeiten 

umfasst;1 

                                                 
1  Antwort auf die Anfrage zur schriftlichen Beantwortung Nr. 23 – Anhörung des Kommissionsmitglieds 

Avramopoulos vom 29. November 2016 im CONT-Ausschuss. 
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Finanzierungsinstrumente und Treuhandfonds 

21. bedauert, dass 2016 6,7 % (900 Mio. EUR) der Gesamtzahlungen für die jeweiligen 

Finanzierungsinstrumente in Verwaltungskosten und -gebühren geflossen sind; hält 

diesen Betrag für unangemessen hoch; fordert die Kommission erneut nachdrücklich 

auf, die Nutzung von Finanzierungsinstrumenten transparenter zu gestalten, regelmäßig 

über Hebelwirkungen, Verluste und Risiken Bericht zu erstatten und eine Kosten-

Nutzen-Analyse von Finanzierungsinstrumenten im Vergleich zu direkteren Formen der 

Projektfinanzierung vorzulegen; 

22. betont, dass Treuhandfonds nur dann eingerichtet werden sollten, wenn ihre Nutzung 

gerechtfertigt ist und die erforderlichen Maßnahmen nicht über andere bestehende 

Finanzierungsmöglichkeiten abgewickelt werden können; fordert die Kommission 

ferner auf, in Erwägung zu ziehen, Treuhandfonds abzuschaffen, die keinen erheblichen 

Beitrag von anderen Gebern mobilisieren können oder im Vergleich zu den 

„traditionellen“ Außenfinanzierungsinstrumenten der Union keinen Mehrwert bieten; 

hält es für inakzeptabel, dass die Möglichkeit des Parlaments, die Ausgaben der Union 

zu überwachen, durch die Einbindung des EEF in die Treuhandfonds weiter 

eingeschränkt wird; 

EUStA 

23. hält es für geboten, dass die EUStA mit angemessen finanziellen und personellen 

Ressourcen ausgestattet wird; stellt fest, dass sich der diesbezügliche Beitrag der Union 

im Haushaltsentwurf 2019 auf insgesamt 4 911 000 EUR beläuft; weist darauf hin, dass 

diese Mittel zur Deckung der Personalausgaben der EUStA, der Infrastruktur- und 

Betriebsausgaben sowie der operativen Ausgaben für die Entwicklungsphase des 

Fallbearbeitungssystems der EUStA bestimmt sind; 

24. bedauert, dass lediglich 35 Planstellen vorgesehen sind, was bedeutet, dass nach Abzug 

der 23 für stellvertretende Staatsanwälte vorgesehenen Stellen nur 12 Planstellen für 

administrative Aufgaben übrig bleiben; ist der Ansicht, dass diese Kalkulation nicht 

realistisch ist. 
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